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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
der FLGÖ NÖ dankt für die Übermittlung der Entwürfe der Änderungen der Dienstprüfungsverordnungen.
 
Die gegenständlichen Änderungen werden als rein formal nötig und sinnvoll zur Kenntnis genommen.
 
Wir weisen aber bei dieser Gelegenheit (nochmals) darauf hin, dass die Ausbildung der NÖ Gemeindebediensteten insgesamt evaluiert und dringend
an die aktuellen Bedürfnisse der Gemeinden angepasst werden sollte.
 
Der FLGÖ steht diesbezüglich gerne für Gespräche zur Verfügung und verweist auf die zu diesem Thema bereits geführten Gespräche mit Vertretern
des Landes NÖ, der NÖ Kommunalakademie sowie der Gemeindevertretungsorganisationen.
 
 
Mit besten Grüßen
 
Dr. Martin Mittermayr
Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten Niederösterreichs (FLGÖ NÖ)
Landesobmann
 
Hauptstraße 37
2344 Maria Enzersdorf
0676 88403 350
flgoenoe@mariaenzersdorf.gv.at
http://www.flgoe-noe.at/
 
Amtsleiter der Marktgemeinde Maria Enzersdorf
 

 
 
Von: Pepeunig Doris (IVW3) <doris.pepeunig@noel.gv.at> 
Gesendet: Donnerstag, 14. November 2024 12:34
An: flgoenoe <flgoenoe@mariaenzersdorf.gv.at>
Betreff: IVW3-LG-7240001/070-2024, Änderung der NÖ Gemeindedienstprüfungsverordnungen und der Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und
Leitern einer Musikschule, Begutachtungsverfahren
 
 
 
Amt der NÖ Landesregierung
Abteilung  Gemeinden
Tel.Nr.: 02742/9005-12623
3109 St. Pölten, Landhausplatz 1, Haus 5
E-Mail an: post.ivw3@noel.gv.at
Web: https://www.noe.gv.at
https://www.noe.gv.at/datenschutz
 
 

Folgen Sie uns auf Facebook und Instagram!
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An die Ämter der Landesregierungen 
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  Stefan Tatzber, LL.M. 
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12578 14. November 2024 


 
Betrifft 


Änderung der NÖ Gemeindedienstprüfungsverordnungen und der Verordnung über die 
Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer Musikschule, Begutachtungsverfahren 
 
 
Beiliegend wird der Verordnungsentwurf und die Erläuterungen über eine Änderung der 


Verordnung über die Prüfung für den höheren Verwaltungsdienst und den rechtskundigen 


Verwaltungsdienst, der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-(Buchhaltungs-) 


dienst und den gehobenen Verwaltungsdienst, der Verordnung über die Prüfung für den 


Rechnungsfachdienst und den Verwaltungsfachdienst und der Verordnung über die 


Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer Musikschule mit dem Ersuchen um 


Stellungnahme bis 29. November 2024 übermittelt. Langt bis zu diesem Termin keine 


Stellungnahme ein, wird angenommen, dass Sie gegen den Entwurf keine Bedenken 


haben. 


 


Die Übermittlung des Verordnungsentwurfes dient außerdem zur Information des Bundes 


und der Länder gemäß Art. 21 Abs. 4 dritter Satz B-VG. 


 


In Stellungnahmen enthaltene personenbezogene Daten werden (elektronisch) von der 


versendenden Stelle des Amtes der NÖ Landesregierung verarbeitet. 
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Ergeht an: 
10. An den Fachverband der leitenden Gemeindebediensteten (FLGÖ) Landesgruppe 


Niederösterreich , z.H. Herrn Landesobmann Mag. Dr. Martin Mittermayer, 
Hauptstraße 37, 2344 Maria Enzersdorf 


                                     ------------------------------------------------ 
1. An das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst , Ballhausplatz 2, 1010 Wien 
2. An die Volksanwaltschaft, Singerstraße 17, 1015 Wien 
3. An Niederösterreichischer Gemeindebund, Ferstlergasse 4, 3100 St. Pölten 
4. An den Verband Sozialdemokratischer Gemeindevertreter in Niederösterreich , 


Europaplatz 5/ 1. Stock, 3100 St. Pölten 
5. An den Österreichischen Städtebund - Landesgruppe NÖ , Rathaus, 3100 St. Pölten 
6. An den Verband Freiheitlicher und Unabhängiger Gemeindevertreter Niederösterreichs 


, Purkersdorfer Straße 38, 3100 St. Pölten 
7. An die Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ , AK-Platz 1, 3100 St. Pölten 
8. An die younion Niederösterreich, Karl-Waldbrunner-Platz 1/3, 1210 Wien 
9. An die ARGE Stadtamtsdirektoren , z.H. des Vorsitzenden Herrn Stadtamtsdirektor 


René Gneist M.A., Schlossplatz 1 Rathaus 1. Stock, 2540 Bad Vöslau 
11. An die Landespersonalvertretung 
12. An die NÖ Gleichbehandlungskommission , Rennbahnstraße 29, Tor zum Landhaus 


302, 3109 St. Pölten 
13. An den NÖ Monitoringausschuss, z.H. Frau Vorsitzende Ing.in Mag.a Claudia Grübler-


Camerloher, Rennbahnstraße 29, Stiege B, 3. Stock, Zi. 313, 3109 St. Pölten 
14. An die MKM Musik & Kunst Schulen Management Niederösterreich GmbH, Hypogasse 


1, 3100 St. Pölten 
15. An die Abteilung Personalmanagement 
16. An die Abteilung Finanzen 
17. An die Abteilung Kunst und Kultur 
18. An die Abteilung Personenstandsangelegenheiten 
 


 


 


NÖ Landesregierung  NÖ Landesregierung 


Dipl.-Ing. S c h l e r i t z k o  Mag. H e r g o v i c h   


Landesrat      Landesrat 
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ERLÄUTERUNGEN  


 


I. ALLGEMEINER TEIL  


 


1. Ist-Zustand: 


Am 1. Jänner 2025 tritt das NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025 (NÖ GBedG 2025) in 


Kraft. Dieses ist auf Vertragsbedienstete, die ab diesem Tag in den Dienst bei einer 


niederösterreichischen Gemeinde eintreten, und auf Vertragsbedienstete, die aufgrund 


von § 121 NÖ GBedG 2025 in dieses Dienstrecht optieren, anwendbar. Gemäß § 12 Abs. 


8 NÖ GBedG 2025 gelten hinsichtlich der Zulassung und der Ablegung der 


Dienstprüfungen vor der Prüfungskommission sowie für die Prüfungskommission selbst 


die Bestimmungen des V. Abschnittes der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 


(GBDO) sinngemäß. 


In den Verordnungen über die Gemeindedienstprüfungen ist das NÖ Gemeinde-


Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024, derzeit kein Bestandteil eines 


Prüfungsgegenstandes. Demgegenüber sind das Gesetz über die Landesbürgerschaft, 


LGBl. 0006, sowie das NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetz, LGBl. 0060, noch Bestandteil 


des Prüfungsgegenstands Verfassungs- und Gemeindeorganisationsrecht in der 


Verordnung über die Prüfung für den höheren Verwaltungsdienst und den rechtskundigen 


Verwaltungsdienst, obwohl diese Landesgesetze mittlerweile außer Kraft getreten sind. 


 


2. Soll-Zustand: 


Das NÖ GBedG 2025 soll in den Prüfungsgegenstand Dienst- und Besoldungsrecht 


aufgenommen werden. 


Andererseits sollen seit der letzten Novelle außer Kraft getretene Gesetze nicht mehr 


Bestandteil von Prüfungsgeständen der Gemeindedienstprüfungen sein. 


Des Weiteren sollen die Umsetzungshinweise der Verordnung über die Ausbildung von 


Leiterinnen und Leitern einer Musikschule aktualisiert werden. 


 


3. Gesetzliche Grundlage: 


Die gesetzlichen Grundlagen zur Regelung des Gegenstandes des Entwurfes bilden § 98 


Abs. 3 der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400, § 46b Abs. 4 NÖ 


Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420, und § 110 Abs. 4 NÖ 


Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024. 
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4. Verhältnis zu anderen landesrechtlichen Vorschriften sowie Rechtsvorschriften 


der Europäischen Union: 


Dieser Verordnungsentwurf steht mit keinen zwingenden unionsrechtlichen Vorschriften im 


Widerspruch. 


 


5. Probleme bei der Vollziehung: 


Bei der Vollziehung der beabsichtigten Änderungen sind keine Probleme zu erwarten. 


 


6. Vereinbarung über den Konsultationsmechanismus, LGBl. 0814: 


Gemäß Art. 1 Abs. 2 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den  


Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der 


Gebietskörperschaften, LGBl. 0814, unterliegt die vorliegende rechtssetzende Maßnahme 


dieser Vereinbarung. 


 


7. Finanzielle Auswirkungen: 


Durch die Verordnung ist mit keinen unmittelbaren zusätzlichen Kosten zu rechnen.  


 


8. Mitwirkung von Bundesorganen: 


Der Verordnungsentwurf sieht keine Mitwirkung von Bundesorganen vor, weshalb auch 


diesbezüglich keine Zustimmung der Bundesregierung erforderlich ist.  


Ein Einspruchsrecht der Bundesregierung gemäß § 9 bzw. § 14 F-VG 1948 besteht in der 


genannten Angelegenheit nicht. 


 


9. Auswirkungen auf die Erreichung der Ziele des Klimabündnisses oder des  


Klima- und Energieprogrammes 2030: 


Durch den Verordnungsentwurf sind keine Auswirkungen auf die Ziele des 


Klimabündnisses zu erwarten. 
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II. BESONDERER TEIL 


 


Zu Artikel 1 (Verordnung über die Prüfung für den höheren Verwaltungsdienst und 


den rechtskundigen Verwaltungsdienst): 


 


Zu Art. 1 Z 1 (§ 2 Abs. 1): 


In Bezug auf den 2. Teil der schriftlichen Dienstprüfung für den Höheren 


Verwaltungsdienst soll klargestellt werden, dass die prüfungsgegenständlichen dienst- und 


besoldungsrechtliche Probleme schwieriger Natur anhand von Fallbeispielen (mittels 


Falllösungstechnik) zu klären bzw. lösen sind. Es handelt sich hierbei jedoch nicht um 


bescheidmäßige Erledigungen. 


 


Zu Art. 1 Z 2 und 4 (§ 4 Abs. 1 lit. a und § 4 Abs. 2 lit. a): 


Im Gegenstand Verfassungs- und Gemeindeorganisationsrecht sollen das Gesetz über die 


Landesbürgerschaft und das NÖ Initiativ- und Einspruchsgesetz entfallen, weil diese 


Landesgesetze nicht mehr in Kraft stehen. 


 


Zu Art. 1 Z 3 und 5 (§ 4 Abs. 1 lit. d und § 4 Abs. 2 lit. d):): 


Aufgrund des Inkrafttretens des NÖ GBedG 2025 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2025 soll 


der Gegenstand Dienst- und Besoldungsrecht um dieses Gesetz ergänzt werden. Diese 


Ergänzung ist zweckmäßig, weil dieses Dienstrecht für eine Mehrzahl der 


Prüfungswerberinnen und Prüfungswerber anwendbar sein wird. Außerdem wird das NÖ 


GBedG 2025 aufgrund von zukünftigen Neuaufnahmen von Vertragsbediensteten in den 


Gemeinden überhaupt eine wesentliche Bedeutung im Bereich des Gemeindedienstrechts 


erlangen. 


 


Zu Art. 1 Z 6 (§ 5): 


Die Änderungen der gegenständlichen Verordnungen sollen zeitgleich mit dem 


Inkrafttreten des NÖ GBedG 2025 am 1. Jänner 2025 in Kraft treten. Kandidatinnen und 


Kandidaten, die zu diesem Zeitpunkt bereits zur Dienstprüfung zugelassen wurden oder zu 


dieser bereits einmal angetreten sind, können beantragen, dass im Rahmen ihrer Prüfung 


die Gegenstände in der zum 31. Dezember 2024 geltenden Zusammensetzung geprüft 


werden. 
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Zu Artikel 2 (Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-(Buchhaltungs-) 


dienst und den gehobenen Verwaltungsdienst): 


 


Zu Art. 2 Z 1 (§ 2): 


Aufgrund der Änderungen im Zusammenhang mit der Anrechnung von Vordienstzeiten 


und Ausbildungszeiten des NÖ GBedG 2025 im Verhältnis zur GBDO wird der 


Stichtagsberechnung im Zuge der schriftlichen Prüfung ein geringerer Stellenwert als 


bisher zukommen. Damit einhergehend sollen Gehaltsberechnungen zukünftig keinen 


zwingenden Teil der schriftlichen Prüfung aus Dienst- und Besoldungsrecht darstellen. 


Dies schließt jedoch Aufgaben, die eine Gehaltsberechnung mitumfassen bzw. erfordern, 


nicht aus. 


Weiters ist der Exekutionsantrag nicht mehr als Bestandteil der schriftlichen Prüfung 


vorgesehen. 


 


Zu Art. 2 Z 2 (§ 4 Abs. 1 lit. d): 


Siehe Erläuterungen zu Artikel 1 Z 3 und 5. 


 


Zu Art. 2 Z 3 (§ 5): 


Siehe Erläuterungen zu Artikel 1 Z 6. 


 


 


Zu Artikel 3 (Verordnung über die Prüfung für den Rechnungsfachdienst und den 


Verwaltungsfachdienst): 


 


Zu Art. 3 Z 1 (§ 2): 


Siehe Erläuterungen zu Artikel 2 Z 1. 


 


Zu Art. 3 Z 2 (§ 4 Abs. 1 lit. d): 


Siehe Erläuterungen zu Artikel 1 Z 3 und 5. 


 


Zu Art. 3 Z 3 (§ 5): 


Siehe Erläuterungen zu Artikel 1 Z 6. 
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Zu Artikel 4 (Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer 


Musikschule): 


 


Zu Art. 4 Z 1 (§ 6 Z 4 und 5): 


Mit der Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 


Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 


Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch qualifizierten Beschäftigung und zur 


Aufhebung der Richtlinie 2009/50/EG wird die Richtlinie 2009/50/EG aufgehoben. Um 


Artikel 31 Abs. 1 der aufhebenden Richtlinie zu entsprechen, soll der diesbezügliche 


Umsetzungshinweis auf Unionsrecht angepasst werden. Im § 5 der gegenständlichen 


Verordnung wird Artikel 16 Abs. 1 lit. d der Richtlinie (EU) 2021/1883 umgesetzt, wie dies 


bereits bei der Vorgängerbestimmung der Fall war. 


 


Durch Artikel 19 der Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europäischen Parlaments und des 


Rates vom 24. April 2024 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer 


kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines 


Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von 


Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, 


wird die Richtlinie 2011/98/EU aufgehoben. Um Artikel 18 Abs. 1 der aufhebenden 


Richtlinie zu entsprechen, soll der diesbezügliche Umsetzungshinweis auf Unionsrecht 


angepasst werden. Im § 5 der gegenständlichen Verordnung wird Artikel 12 Abs. 1 lit. d 


der Richtlinie (EU) 2024/1233 umgesetzt, wie dies bereits bei der Vorgängerbestimmung 


der Fall war. 


 


Zu Art. 4 Z 2 (§ 7 Abs. 2): 


Die Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer Musikschule soll 


auf Grundlage des § 110 Abs. 4 dritter Satz NÖ GBedG 2025 ab 1. Jänner 2025 auch für 


Leiterinnen und Leiter einer Musikschule, auf deren Dienstverhältnis das NÖ GBedG 2025 


zur Anwendung gelangt, gelten. 








Die NÖ Landesregierung hat am ……………………….. aufgrund des § 98 Abs. 3 der NÖ 


Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 in der Fassung LGBl. Nr. 15/2024, 


des § 46b Abs. 4 NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420 in der 


Fassung LGBl. Nr. 31/2024, und des § 110 Abs. 4 NÖ Gemeinde-


Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024, verordnet: 


 


Verordnung, mit der die Verordnung über die Prüfung für den höheren 


Verwaltungsdienst und den rechtskundigen Verwaltungsdienst, die Verordnung 


über die Prüfung für den Rechnungs-(Buchhaltungs-) dienst und den gehobenen 


Verwaltungsdienst, die Verordnung über die Prüfung für den Rechnungsfachdienst 


und den Verwaltungsfachdienst und die Verordnung über die Ausbildung von 


Leiterinnen und Leitern einer Musikschule geändert werden 


 


Inhaltsverzeichnis 


Artikel 1  Änderung der Verordnung über die Prüfung für den höheren 


Verwaltungsdienst und den rechtskundigen Verwaltungsdienst 


Artikel 2  Änderung der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-


(Buchhaltungs-) dienst und den gehobenen Verwaltungsdienst 


Artikel 3 Änderung der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungsfachdienst 


und den Verwaltungsfachdienst 


Artikel 4  Änderung der Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und Leitern 


einer Musikschule 


 


 


Artikel 1 


Änderung der Verordnung über die Prüfung für den höheren Verwaltungsdienst und 


den rechtskundigen Verwaltungsdienst 


 


Die Verordnung über die Prüfung für den höheren Verwaltungsdienst und den 


rechtskundigen Verwaltungsdienst, LGBl. 2400/25, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 2 Abs. 1 lautet: 


„(1) Die schriftliche Prüfung ist in zwei Teilen abzulegen. Der erste Teil besteht aus der 


schriftlichen Prüfung gemäß § 2 der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-


(Buchhaltungs-)dienst und den gehobenen Verwaltungsdienst.  
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Im zweiten Teil der schriftlichen Prüfung hat der Kandidat nachzuweisen, dass er in der 


Lage ist, auf Grund der zur Verfügung gestellten Akten: 


a) im Bereich des höheren Verwaltungsdienstes dienst- und 


besoldungsrechtliche Probleme schwieriger Natur zu klären; 


b) im Bereich des rechtskundigen Verwaltungsdienstes Rechtsprobleme 


schwieriger Natur zu klären. 


Zu diesem Zweck sind im Falle der lit. a zusätzlich Falllösungen aus dem Bereich des im § 


4 Abs. 1 lit. d genannten Gegenstands auszuarbeiten. Im Falle der lit. b ist zusätzlich eine 


Erledigung aus dem Bereich des im § 4 Abs. 2 lit. c genannten Gegenstands zu 


verfassen.“ 


 


2. § 4 Abs. 1 lit. a lautet: 


„a) Verfassungs- und Gemeindeorganisationsrecht 


genaue Kenntnisse 


NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994, LGBl. 0350 


NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, bzw. 


NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz, LGBl. 1026 


NÖ Gemeindeverbandsgesetz, LGBl. 1600 


übersichtsweise Kenntnisse 


Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) und Behördenorganisation 


NÖ Landesverfassung 1979, LGBl. 0001 


Nationalrats-Wahlordnung 1992 


NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300 


Vertrag über die Europäische Union 


Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union“ 


 


3. § 4 Abs. 1 lit. d lautet: 


„d) Dienst- und Besoldungsrecht 


genaue Kenntnisse 


NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024 


NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 


NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420 


NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, LGBl. 2440 


übersichtsweise Kenntnisse 
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NÖ Landes- und Gemeindebezügegesetz 1997, LGBl. 0032 


NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2002 


NÖ Bediensteten-Schutzgesetz 1998, LGBl. 2015 


NÖ Gleichbehandlungsgesetz, LGBl. 2060“ 


 


4. § 4 Abs. 2 lit. a lautet: 


„a) Verfassungs- und Gemeindeorganisationsrecht 


genaue Kenntnisse 


Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) und Behördenorganisation 


NÖ Landesverfassung 1979, LGBl. 0001 


NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994, LGBl. 0350 


NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, bzw. 


NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz, LGBl. 1026, 


NÖ Gemeindeverbandsgesetz, LGBl. 1600 


übersichtsweise Kenntnisse 


Nationalrats-Wahlordnung 1992 


Gesetz über die Volksanwaltschaft 


Europäische Menschenrechtskonvention 


Vertrag über die Europäische Union 


Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 


NÖ Landtagswahlordnung 1992, LGBl. 0300 


Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetz“ 


 


5. § 4 Abs. 2 lit. d lautet: 


„d) Dienst- und Besoldungsrecht 


übersichtsweise Kenntnisse 


NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024 


NÖ Landes- und Gemeindebezügegesetz 1997, LGBl. 0032 


NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2002 


NÖ Bediensteten-Schutzgesetz 1998, LGBl. 2015 


NÖ Gleichbehandlungsgesetz, LGBl. 2060 


NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 


NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420 


NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, LGBl. 2440“ 
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6. Nach § 4 wird folgender § 5 angefügt: 


„§ 5 


§ 2 und § 4 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. XX/XXXX treten am 1. Jänner 2025 


in Kraft. Für Kandidaten, die bereits vor dem 1. Jänner 2025 zu einer Prüfung nach dieser 


Verordnung zugelassen wurden oder zu einer Prüfung angetreten sind und diese nicht 


bestanden haben, kommt auf deren schriftlichen Antrag, der bis spätestens eine Woche 


vor dem Prüfungstag bei der Prüfungskommission einlangen muss, die bis zum 31. 


Dezember 2024 geltende Fassung des § 2 und § 4 weiterhin zur Anwendung.“ 


 


 


Artikel 2 


Änderung der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-(Buchhaltungs-) 


dienst und den gehobenen Verwaltungsdienst 


 


Die Verordnung über die Prüfung für den Rechnungs-(Buchhaltungs-) dienst und den 


gehobenen Verwaltungsdienst, LGBl. 2400/26, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 2 lautet: 


„§ 2 


Die schriftliche Prüfung besteht in der Ausarbeitung eines Bescheides in einem der im § 4 


aufgezählten Gegenstände, eines Abgabenbescheides, in der Durchführung 


verschiedener Buchungen und in der Lösung einer dienst- und besoldungsrechtlichen 


Aufgabe.“ 


 


2. § 4 Abs. 1 lit. d lautet: 


„d) Dienst- und Besoldungsrecht 


genaue Kenntnisse 


NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024 


NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 


NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420 


NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, LGBl. 2440 


übersichtsweise Kenntnisse 


NÖ Landes- und Gemeindebezügegesetz 1997, LGBl. 0032 
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NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2002 


NÖ Bediensteten-Schutzgesetz 1998, LGBl. 2015 


NÖ Gleichbehandlungsgesetz, LGBl. 2060“ 


 


3. Nach § 4 wird folgender § 5 angefügt: 


„§ 5 


§ 2 und § 4 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. XX/XXXX treten am 1. Jänner 2025 


in Kraft. Für Kandidaten, die bereits vor dem 1. Jänner 2025 zu einer Prüfung nach dieser 


Verordnung zugelassen wurden oder zu einer Prüfung angetreten sind und diese nicht 


bestanden haben, kommt auf deren schriftlichen Antrag, der bis spätestens eine Woche 


vor dem Prüfungstag bei der Prüfungskommission einlangen muss, die bis zum 31. 


Dezember 2024 geltende Fassung des § 2 und § 4 weiterhin zur Anwendung.“ 


 


 


Artikel 3 


Änderung der Verordnung über die Prüfung für den Rechnungsfachdienst und den 


Verwaltungsfachdienst 


 


Die Verordnung über die Prüfung für den Rechnungsfachdienst und den 


Verwaltungsfachdienst, LGBl. 2400/27, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 2 lautet: 


„§ 2 


Die schriftliche Prüfung besteht in der Ausarbeitung eines einfachen Bescheides in einem 


der in § 4 aufgezählten Gegenstände, eines Abgabenbescheides, in der Durchführung 


verschiedener Buchungen und in der Lösung einer dienst- und besoldungsrechtlichen 


Aufgabe.“ 


 


2. § 4 Abs. 1 lit. d lautet: 


„d) Dienst- und Besoldungsrecht 


übersichtsweise Kenntnisse 


NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024 


NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBl. 2400 


NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBl. 2420 
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NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, LGBl. 2440“ 


 


3. Nach § 4 wird folgender § 5 angefügt: 


„§ 5 


§ 2 und § 4 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. XX/XXXX treten am 1. Jänner 2025 


in Kraft. Für Kandidaten, die bereits vor dem 1. Jänner 2025 zu einer Prüfung nach dieser 


Verordnung zugelassen wurden oder zu einer Prüfung angetreten sind und diese nicht 


bestanden haben, kommt auf deren schriftlichen Antrag, der bis spätestens eine Woche 


vor dem Prüfungstag bei der Prüfungskommission einlangen muss, die bis zum 31. 


Dezember 2024 geltende Fassung des § 2 und § 4 weiterhin zur Anwendung.“ 


 


 


Artikel 4 


Änderung der Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer 


Musikschule 


 


Die Verordnung über die Ausbildung von Leiterinnen und Leitern einer Musikschule, LGBl. 


2420/1, wird wie folgt geändert: 


 


1. § 6 Z 4 und 5 lauten: 


„4. Richtlinie (EU) 2021/1883 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 


Oktober 2021 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 


Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hoch qualifizierten Beschäftigung und zur 


Aufhebung der Richtlinie 2009/50/EG des Rates, ABl. Nr. L 382 vom 28. Oktober 2021, S. 


1. 


5. Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. April 


2024 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für 


Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu 


arbeiten, sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer, 


die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ABl. Nr. L 2024/1233 vom 30. April 


2024.“ 


 


2. Im § 7 erhält der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird 


angefügt: 
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„(2) Diese Verordnung gilt ab 1. Jänner 2025 auch für mit der Schulleitung betraute 


Personen, auf die das NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025, LGBl. Nr. 15/2024, zur 


Anwendung gelangt.“ 






